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Miteinander 
Heimat gestalten 

Luitpold Braun 
Landrat 
Vorsitzender der KPV 

Hermann 
Regensburger, MdL 
Staatssekretär im Bayerischen 
Staatsministerium des Inneren 

Bei den Kommunalwahlen 2002 geht es um die Entschei­
dung für eine Politik, die 

- den Wunsch vieler Menschen aufnimmt, ihre Heimat aktiv 

mitzugestalten, 

- das vielfältige bürgerschaft/iche Engagement vor Ort nach 
Kräften fördert und unterstützt, anstößt und einbindet, 

- sich an Werten ausrichtet, die vom christlichen Menschen· 
bild und insbesondere von den Grundsätzen der persön­
lichen Freiheit, der Toleranz, der sozialen Verantwortung, 
der Solidarität und der Subsidiarität geprägt sind und 

gleichermaßen dem wirtschaftlichen Fortschritt als Garan· 
ten zukunftssicherer Arbeitsplätze wie dem Erhal t unserer 
kulturellen Traditionen und unserer herrlichen Naturland­

schaft verpflichtet ist. 

Für eine an diesen Grundsätzen ausgerichtete Politik stehen 
in Bayern die Kommunalpolitiker der CSU. Tief verwurzelt in 
der Bevölkerung kennen sie die Anliegen der Menschen. Sie 
wissen sich dabei getragen von den Landes-, Bundes- und 
Europapolitikern unserer Partei: Die CSU steht wie keine 
andere Partei oder Wählergruppierung für eine „Politik aus 
einem Guss''. Die CSU ist die Interessenvertretung Bayerns 
auf allen politischen Ebenen. *' · 
Bei den Kommunalwahlen am 3. März 2002 bitten wir daher 
alle Bürgerinnen und Bürger Bayerns um ihr erneutes Ver­
trauen für unsere Kandidatinnen und Kandidaten - und 
damit für eine Kommunalpolitik des Miteinanders, für eine 
solide Haushalts- und Rnanzpolitik, für eine dynamische 
Wirtschafts· und Standortpolitik, für Sicherheit als Bürger­
recht, für eine gesunde Umwelt und für soziale Kompetenz. 
Die Leitlinien unserer Politik „Miteinander Heimat gestal­
ten~ die die Bürgerinnen und die Bürger einer Gemeinde in 
d ie soziale und gesellschaftliche Verantwortung für ihr 
Lebens- und Wohnumfeld einbezieht, sind in dieser kommu­
nalen Wahlplattform zusammengefasst. 

Luitpofd Braun, 
Landrat 
Vorsitzender der KPV 

Hermann Regensburger, MdL 
Staatssekretär im Bayerischen 
Staatsministerium des Inneren 

Kommission „Kommunale Wahlplattform 2002" der CSU 
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Miteinander Heimat gestalten. 

1. 

Unsere 
Grundsätze 

Unsere Ziele 

Familien- und 
kinderfreundliche 
Kommunen gestalten 

Kinder sind unsere Zukunft Familien mit Kindern sind die 
Garanten für eine sich fortentwickelnde und dynamische, 
für eine innovative und leistungsfähige, für eine mensch­
liche und solidarische Gesellschaft. Sie sind daher die Leis­
tungs- und Hoffnungsträger unserer Gesellschaft 

Ehe und Familie stehen daher stets im Mittelpunkt unserer 
Politik. 

Wir setzen uns daher dafür ein, 

- das gesellschaftliche Bewusstsein für den Wert der Fami­
lie zu stärken, 

- den verfassungsrechtlichen Vorrang von Ehe und Familie 
beizubehalten; eine Relativierung des Wertes der Ehe 
durch eine weitreichende Gleichstellung anderer Lebens­
gemeinschaften lehnen wir strikt ab, 

- die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu verbessern, 
wo Eltern dies wollen, 

- die Erziehungskraft und die Erziehungsverantwortung 
der Eltern weiter zu stärken, 

- Familien mit Kindern auch finanziell besser zu unterstüt­
zen, z.B. durch Einführung eines Familiengeldes von bis 
zu 1.200 DM und einem Kinderbonus bei den Sozialver­
sicherungsbeiträgen. 

Wir wollen unseren Familien ein kinderfreundliches Wohn­
und Lebensumfeld in ihrer Heimatgemeinde bieten. Dabei 
wollen wir gemeinsam mit den Familien auch neue Wege 
gehen. 

"' · Konkret treten wir ein für: 

• Kommunale „Bündnisse für Familien~ in denen die Ent­
scheidungsträger vor Ort - einschließlich der Vertreter 
der örtlichen Wirtschaft - gemeinsam mit den Familien 
optimale Rahmenbedingungen für eine kinder- und tami­
lientreundliche Gemeinde entwickeln. Dazu gehören ins­
bes. auch die Kinder- und Familienfreundlichkeit der Ju· 
gend-, Sport-, Kultur- und Weiterbildungseinrichtungen 
der Gemeinde (einschließlich familientreundlicher Ein­
trittspreise) und der Kinderspielplätze sowie die ständige 
Fortentwicklung kind- und jugendgerechter Angebote, 

• eine bedarfsgerechte, f lexible und qualitätsvolle Weiter· 
entwicklung der Kinderbetreuungsangebote, um den 
Wünschen vieler junger Frauen und Männer nach besse­
rer Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu entsprechen, 

• die Einführung einer Familienverträglichkeitsprüfung, 
die die Berücksichtigung der Kinder- und Familienbe­
lange bei allen gemeindlichen Planungen - insbesonde· 
re auch bei der Bauleitplanung - und Regelungen sicher­
stellt, 

• die Vorlage kommunaler Familienberichte (der Landkrei­
se und Städte), die über die Lage der Familien, insbeson· 
dere auch über die Angebote der Betreuungs- und Ser· 
viceeinrichtungen und deren Vernetzung, umfassend 
Auskunft geben, 

• die Schaffung von Teilzeit· und Telearbeitsplätzen für 
Mütter und Väter; um die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf zu verbessern. Hier ist die Kreativität von öffent­
lichen wie privaten Arbeitgebern gefragt. Die kommuna­
len und staatlichen Verwaltungen haben insoweit eine 
Vorbildfunktion. 

Unser Einsatz 
vor Ort 
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2. Bürgerengagement und 
Bürgerbeteiligung 
unterstützen - Ehrenamt 
und Gemeinsinn fördern„ 

Unsere 
Grundsätze 

Unsere Ziele 

In den bayerischen Städten und Gemeinden engagieren 
sich über 3 Mio. Menschen freiwillig und ehrenamtlich in 
Vereinen, in Nachbarschaftshilfen, in Bürgerinitiativen und 
vielen weiteren Gruppen, sei es im sozialen, kulturellen, 
kirchlichen, sportlichen oder politischen Bereich. 
Die CSU unterstützt mit aller Kraft dieses Engagement, das 
ein entscheidendes Fundament für Solidarität und mensch· 
liches Miteinander in unserer Gesellschaft ist. 
In diesem Engagement kommt auch der Wunsch und das 
Bedürfnis vieler Menschen nach Mitgestaltung des eigenen 
heimatlichen Umfeldes zum Ausdruck. 
Unser Leitbild ist daher eine „aktive Bürgergesellschaft", 
deren Kernelemente erlebte Mitverantwortung und Mitge· 
staltung sind. 

Wir setzen uns daher ein für: 

- die gesellschaftliche Anerkennung bürgerschaftl ichen 
Engagements - sei es im Ehrenamt oder in befristeten 
Projekten - weiter zu stärken und insbesondere auch die 
Wirtschaft für eine Förderung - z. B. durch die Unterstüt· 
zung des ehrenamtlichen Engagements ihrer Mitarbei· 
terinnen und Mitarbeiter - zu gewinnen, 

die gesetzlichen Rahmenbedingungen für ehrenamtli· 
ches Engagement zu verbessern, d. h. insbesondere auch 
die gravierenden Beeinträchtigungen durch die rot· 
grüne Bundesregierung - z.B. die Einführung der gene· 
rellen Sozialversicherungspflicht für Aufwandsentschädi· 
gungen - wieder aufzuheben. 

Auch die örtliche Gemeinschaft lebt von Frauen und Män· 
nern, die mehr tun als ihre Pflicht. Die CSU unterstützt daher 
jegliches ehrenamtliches Engagement vor Ort und ermutigt 
die Bürgerinnen und' Bürger, sich auch in die Kommunalpo· 
litik einzubringen und diese mit zu gestalten. 

Konkret treten wir ein für: 

• einen intensiven, kontinuierlichen Dialog mit den orts­
ansässigen Vereinen und Verbänden, um sich deren 
Anliegen optimal annehmen zu können und ihre Ange· 
bote miteinander abzustimmen sowie ggf. zu vernetzen. 
In jeder Gemeinde sollte ein kompetenter Ansprechpart· 
ner für Vereine und bürgerschaftlich Engagierte zur Ver· 
fügung stehen, 

• die Würdigung ehrenamtlichen Engagements auf Emp· 
fängen, durch Anerkennungen oder Vergünstigungen in 
den gemeindlichen Einrichtungen (z.B. durch so genann· 
te . Aktivcards'), 

• eine frühzeitige und möglichst umfassende Einbezie· 
hung der Bürgerinnen und Bürger in alle gemeindlichen 
Planungen, indem wir ihnen Mitgestaltungsmöglichkei­
ten (z. B. im Rahmen von „runden Tischen") eröffnen, 

• die Einrichtung von kommunalen Ideenbörsen und 
Anlaufstellen für Freiwill igenengagement, um Bürgerin­
nen und Bürgern einen Überblick über die Möglichkeiten 
bürgerschaftlichen Engagements zu geben und diese 
hierfür zu motivieren, 

• insbesondere die Förderung des Sports in den Kommu­
nen. Die Kommunen sollten einen Sportentwicklungs· 
plan aufstellen und Sportförderrichtlinien erfassen. 

Unser Einsatz 
vor Ort 
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3. 

Unsere 
Grundsätze 

Unsere Ziele 

Zuwanderung begrenzen 
Integration fördern. 

Im laufe der Geschichte sind Menschen aus vielen Kultur· 
kreisen zu uns gekommen. Sie haben sich integriert und 
damit unsere Gesellschaft bereichert. In den letzten Jahren 
ist Deutschland aufgrund seiner hohen sozialen Standards 
allerdings bevorzugtes Ziel von Zuwanderern aus der gan· 
zen Welt geworden - gerade in größeren Städten sind 
bereits heute teilweise Tendenzen zur Entwicklung von 
Parallelgesellschaften sichtbar. Deutschland ist jedoch kein 
klassisches Einwanderungsland und kann es auch in Zu· 
kunft nicht werden. 

Deshalb müssen wir: 

- rechtmäßig auf Dauer bei uns lebende ausländische Mit· 
bürgerinnen und Mitbürger bestmöglich integrieren. 
Wer die deutsche Staatsbürgerschaft erwerben will, 
muss sich umfassend in unsere Rechts· und Gesell· 
schaftsordnung einfügen und sich aktiv zu unserem 
Staat bekennen, 

- Zuwanderung begrenzen und steuern, um die lntegra· 
tionsfähigkeit und ·bereitschaft der einheimischen Be· 
völkerung nicht zu überfordern. 

Der Entwurf von Rot-Grün für ein Zuwanderungsgesetz 
zielt dagegen insbesondere mit den Vorschriften über die 
Arbeitsmigration und die Familienzusammenführung auf 
eine massive Erweiterung der Zuwanderung. Er sieht eine 
grundlegende Umgestaltung Deutschlands zum Einwande· 
rungsland vor. Eine Aufhebung des Anwerbestopps ist ange· 
sichts von nahezu vier Millionen Arbeitslosen in Deutsch· 
land nicht vertretbar. Der Gesetzentwurf in seiner jetzigen 
Fassung ist daher für uns keine Grundlage weiterer Bera· 
tungen. Im Übrigen bedarf der Entwurf vor dem Hinter· 
grund der terroristischen Bedrohung auch eines umfassen· 
den .Sicherheitschecks". 

Insbesondere auf Ebene der Kommunen ist die Chance am 
größten, Integration erfolgreich in die Praxis umzusetzen. 

Unsere Positionen hierzu: 

• Ausländische Bevölkerungsgruppen sollen sich aktiv an 
der Integration beteiligen. Dazu zählt neben dem 
Erwerb von Sprachkenntnissen gerade die Bete»igung 
am gesellschaftlichen M iteinander in der eigenen 
Gemeinde, 

• Ein stärkerer Dialog und Austausch zwischen ausländi· 
sehen und deutschen Jugendlichen, z. B. durch gemein· 
same Veranstaltungen mit ausländischen Vereinen 
stärkt die Gemeinschaft zwischen jungen Deutschen und 
Ausländern, 

• Kommunale Angebote im Rahmen der . Aktiven Bürger· 
geseUschaft" sollen gezielt auch für Bürger ausländi· 
scher Herkunft geöffnet werden, 

• Eine gezielte Beratung ausländischer jugendlicher in 
Schul- und Berufsausbildungsfragen entschärft soziale 
Brennpunkte ebenso wie Projekte gegen Jugendarbeits· 
losigkeit, 

• Echte Integration ist nur dann möglich, wenn Ghettobil· 
dung vermieden wird, z.B. durch eine entsprechende 
Stadtplanung oder bei der Vergabe von Sozialwohnun· 
gen, 

• Integration bedeutet auch, die hier lebenden Ausländer 
an Entscheidungen vor Ort zu beteiligen. Die CSU ermu· 
tigt deshalb alle EU-Bürger dazu, sich kommunalpolitisch 
zu engagieren. Auch über die Ausländerbeauftragten 
können die ausländischen Mitbürger ihre Interessen ver· 
stärkt artikulieren, 

• Die Kosten für die Integrat ion als gesamtstaatliche Auf· 
gabe dürfen nicht einseitig auf die Länder und Kommu· 
nen abgewälzt werden. 

Unser Einsatz 
vor Ort 
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4. Kommunalverwaltungen 
zu Serviceeinrichtungen 
für Bürger und Wirtschaft 
ausbauen. 

Unsere 
Grundsätze 

Unsere Ziele 

Unser Einsatz 
vor Ort 

Das Rathaus ist die „erste Visitenkarte" einer Gemeinde 
sowohl gegenüber ihren Gästen als auch gegenüber ihren 
Bürgerinnen und Bürgern. 
Unser Leitbild ist eine serviceorientierte und bürgerfreund­
liche, aber auch effiziente und moderne Kommunalverwal· 
tung, deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sich selbst im 
Kontakt mit den Bürgern um stetige Verbesserungen be· 
mühen. 

Die Steigerung der Leistungsfähigkeit und der Dienstleis­
tungsorientierung der kommunalen Verwaltungen ist auch 
ein entscheidender Standortfaktor für die Wirtschaft und 
für die Schaffung von Arbeitsplätzen: Dauer und Ausgestal· 
tung von Genehmigungsverfahren entscheiden heute - in 
der Zeit eines scharfen globalen Wettbewerbs - oftmals 
über die Konkurrenzfähigkeit von Unternehmen gerade bei 
der Einführung neuer Produkte. 

Konkret treten wir daher im Bereich der Kommunalverwal tun­
gen ein für: 

• die Einführung kundenfreundlicher Service-Angebote 
und Öffnungszeiten, z.B. im Rahmen von Bürgerbüros, 
die als . Erst-Anlaufstellen• den Bürgerinnen und Bürgern 
die wichtigsten Leistungen „aus einer Hand• in „allen 
Lebenslagen• anbieten und diese in ihren Anliegen aktiv 
unterstützen und beraten, 

• die Entwicklung von Qualitätsstandards für die kommu· 
nalen Dienstleistungen, z.B. die Festlegung (und öffent· 
liehe Bekanntgabe) der Bearbeitungsdauer von Verfah· 
ren, 

• die Durchführung von Bürger-/ Kundenbefragungen so­
wie die Einrichtung eines aktiven BeschwerdemJ.nage­
ments: Die konstruktive Kritik von Bürgerinnen una' Bür­
gern ist als wertvolle Hilfestellung zu begreifen, um et­
waige inhaltliche und organisatorische Defizite zu erken­
nen und zu beseitigen, 

• die Einrichtung virtueller Rathäuser, die die kommuna· 
len Leistungen auch über Internet vorstellen und anbie­
ten. Damit können z.B. Anträge zu Hause ausgefüllt und 
elektronisch übermittelt oder ein Überblick über die 
Gemeinde und deren Einrichtungen (Öffnungszeiten 
usw.) gegeben werden, 

• die optimale Beschleunigung von Genehmigungsverfah­
ren, z.B. bei „normalen" Bauanträgen durch Einsatz einer 
„Turbo-Truppe" im Bauamt im Zusammenwirken mit dem 
Bauwerber, 

• die verstärkte Nutzung neuer Steuerungsmodelle und 
Managementsysteme sowie die Einführung betriebs­
wirtschaftlicher Elemente (insbes. auch Kosten-Control­
ling und dezentrale Ressourcenverwaltung), um die Kom­
munen im interkommunalen Wettbewerb gleicherma­
ßen effizient und leistungsfähig zu machen, 

• die Übertragung bzw. Ausgliederung bestimmter Dienst­
leistungen an private Unternehmen, um Kommunen ver­
stärkt von nicht originären Aufgaben zu ent lasten. 

13 
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5. Wirtschaftskraft fördern 
Arbeitsmarkt stärken. 

Unsere 
Grundsätze 

Unsere Ziele 

Unser Einsatz 

vor Ort 

Sozial ist, was Arbeitsplätze schafft. 
Bund, Länder und Kommunen sind dazu aufgerufen, opti­
male Rahmenbedingungen für wirtschaftliches Wachstum 
und Beschäftigung zu bieten. Dies ist Grundlage für Ein­
kommen und soziale Sicherheit. 

Rot-Grün hat auf Bundesebene die Rahmenbedingungen 
gerade für die mittelständische Wirtschaft ständig ver­
schlechtert. Die CSU-geführte Staatsregierung hat dagegen 
mit einem bundesweit beispiellosen Programm zur Zu­
kunftssicherung die Standortbedingungen in Bayern wei· 
ter verbessert. Bayern ist als internat ionaler Spitzenstand­
ort für Hightech-Betriebe und moderne Dienstleister eben­
so attraktiv wie für Unternehmen der traditionellen Bran­
chen. Der Freistaat ist daher Wachstumslokomotive und bei 
der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit führend in Deutsch· 
land. Diese Spitzenposition gilt es weiter auszubauen. 

Bei der Sicherung und Weiterentwicklung des Wirtschafts· 
standortes Bayern kommt auch den Kommunen eine ent· 
scheidende Bedeutung zu. Die CSU-geführten Städte, 
Gemeinden und Landkreise stehen dabei für ein wirt­
schaftsfreundliches Klima und gute Rahmenbedingungen 
vor Ort, z.B. durch 

• vorausschauende Ausweisung und Erschließung geeig­
neter Gewerbeflächen (einschließlich der Baugebiete für 
Wohnungsneubauten von Mitarbeitern) zu attraktiven 
Konditionen, 

• die Einrichtung kommunaler Wirt.schaftsförderungsstel­
len als Ansprechstationen und -partner für die örtliche 
Wirtschaft und den lokalen Mittelstand sowie für ansied­
lungswillige Unternehmen, 

• mehr Effizienz bei den Genehmigungs- und Erschlie­
ßungsverfahren, z .. B. durch den Einsatz von Projektma· 
nagern als Koordinatoren und Ansprechpartner für orts­
ansässige Unternehmen bzw. Investoren sowie die Ver· 
einbarung von Qualitätsstandards für die kommunalen 
Dienstleistungen, z. B. die Vereinbarung der voraussieht -

liehen Bearbeitungsdauer bei vollständigen Antrags­
unterlagen, 

• aktive Unterstützung von Existenzgründern, z.B. durch 
Einrichtung von kommunalen Existenzgründerzentren, 
Telezentren oder Technologietransfers mit Hochschulen, 

• Ausbau des virtuellen Rathauses als optimales Service-
angebot für Wirtschaft und Bürger, * ' 

• Ausbau des Standortmarketings vor Ort als auch über­
regional, z.B. durch kommunale Marketinginitiativen 
mit dem Ziel einer besseren Vernetzung und Abstim­
mung von Wirtschaft, Polit ik und Verwaltung in einem 
zusammenhängenden Wirtschaftsraum, 

• effektive Nutzung der Förderinstrumente auf den unter­
schiedlichen staatlichen Ebenen, 

• intensive Förderung auch der „weichen" Standortfakto­
ren (Kultur, Freizeitangebot u.ä.). 

--~ 
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Unsere 

Grundsätze 

Unsere Ziele 

-
Bildung und 
Kultur vermitteln. 

Bildungspolitik ist Zukunftsvorsorge. Oie Entwicklungschan­
cen unserer jungen Generation - deren Teilhabe am wirt· 
schaftlichen, sozialen und kulturellen Leben - werden in 
unserer globalisierten Wissensgesellschaft unmittelbar von 
optimalen Bildungsangeboten beeinflusst. Beste Bildungs· 
chancen für alle zu schaffen ist daher seit jeher eines der 
wichtigsten Anliegen der CSU. Unsere jugendlichen und jun­
gen Erwachsenen sollen aktive Mitglieder der Gesellschaft 
sein, mit festen Werteüberzeugungen, verantwortungsvoll 
und bereit, sich für das Gemeinwohl einzusetzen. Mit der 
Bildungsoffensive der Staatsregierung sind die Weichen 
hierfür gestellt! 

Kulturpolitik lebt von Vielfalt und Kreativität. Kulturpolitik 
bedeutet für die CSU aber immer auch die Erhaltung und 
Förderung bayerischer Tradition. Die Förderung der Volks­
und Laienkultur ist uns daher ebenso ein Anliegen wie die 
Unterstützung bedeutender kommunaler Theater, Galerien 
und Museen. 

Wir setzen uns ein für: 

- ein breites, begabungsgerechtes, spätestens nach der 
4. Klasse differenziertes Bildungsangebot in Form von 
Haupt-, Realschule und Gymnasium sowie Berufsschulen 
und Schulen der beruflichen Oberstufen; Integrations­
und Kooperationsform in Sonderschulen sind zu fördern, 

den bedarfsgerechten Ausbau von Ganztagesangeboten 
auf freiwilliger Basis, 

die verstärkte Einbeziehung von Eltern und Schülern in 
die Ausgestaltung der Bildungsangebote, 

die Gleichwertigkeit akademischer Bildung und beruf· 
licher Bildung - für uns ist ein Meister oder ein Fachar­
beiter genauso viel wert wie ein Akademiker, 

die Vermittlung von Werten entsprechend dem Auftrag 
unserer bayerischen Verfassung: . Die Schulen sollen 
nicht nur Wissen und Können vermitteln, sondern auch 
Herz und Charakter bilden•. 

Kinder und jugendliche müssen in jedem Ort in Bayem die­
selben guten Startchancen haben. 

Konkret treten wir daher ein, 

• für möglichst wohnortnahe bzw. gut erreichbare Stand· 
orte der Schulen, 

• für eine Ausbildungsoffensive an unseren Schltlen, mit 
der insbesondere auch die IT-Ausstattung auf den neues· 
ten Stand gebracht wird, 

• die Würdigung sozialer Aspekte durch den Einsatz von 
sozialpädagogischen Fachkräften, 

• das verstärkte Zusammenwirken zwischen Schule und 
Wirtschaft, damit die Bildungsangebote mit den Anfor­
derungen der Wirtschaft Schritt halten und um Schulab­
gängern bei der Vermittlung adäquater Arbeitsplätze 
behilflich zu sein. 

Leitbild der CSU ist aber auch die kulturell geprägte Kom­
mune, 

• die allen Bürgerinnen und Bürgern vielfältige Möglich­
keiten der Begegnung mit Kultur und Kunst gibt, 

• die allen Bürgerinnen und Bürgern, insbesondere aber 
den Kindern, jugendlichen und Senioren, Möglichkeiten 
zur eigenen kreativen Entfaltung im künstlerischen, 
musischen und kulturellen Bereich gibt, 

• in der kulturelle Traditionen gepflegt und das Heimat· 
bewusstsein gefördert werden. 

Unser Einsatz 
vor Ort 
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7. 

Unsere 
Grundsätze 

Unsere Ziele 

Unser Einsatz 
vor Ort 

Kriminalität bekämpfen -
Sicherheit gewährleisten. 

Die Posit ion der CSU ist eindeutig: Null Toleranz bei Verbre­
chen! Für uns hat die Sicherheit der Bürgerinnen und Bür· 
ger Vorrang. Denn: Alle Bürgerinnen und Bürger haben ein 
Recht auf Sicherheit - Sicherheit ist Bürgerrecht. 

Wir setzen uns daher dafür ein: 

- Kriminalität und Gewalt bereits im Vorfeld entschlossen 
zu unterbinden und erfolgreich zu bekämpfen, 

- auf Straftaten schnell und konsequent zu reagieren - die 
Strafe muss der Tat auf dem Fuß folgen, beeindruckt eine 
schnelle Aburteilung die Täter doch oftmals mehr als das 
Strafmaß, 

- für eine leistungsfähige Polizei zum wirksamen Schutz 
aller Bürger. Polizei und Justiz müssen alle notwendigen 
und adäquaten Instrumente zur wirksamen Verbre­
chensbekämpfung erhalten. 

Das Erfolgsrezept Bayerns im Bereich der inneren Sicher­
heit liegt maßgeblich auch in der hervorragenden Zusam­
menarbeit zwischen Polizei und Kommunen sowie in der 
gemeinsamen Kriminalprävention vor Ort begründet. Wir 
fördern gerade auf lokaler Ebene die . Kultur des HinsehenS­
und die Mitverantwortung der Bürgerinnen und Bürger. 

Konkret treten wir ein für: 

• eine sichtbare Präsenz der Polizei vor Ort, die wesentlich 
zur Sicherheit beiträgt, 

• den f lächendeckenden Ausbau der bayerischen Sicher­
heitswacht: Schon heute leisten über 450 Bürgerinnen 
und Bürger ihren ehrenamtlichen Dienst als Sicherheits­
wachtangehörige in fast 50 Kommunen, 

• die Bildung kommunaler Sicherheitsbeiräte, die die 
Erfahrungen von Bürgervertretern und Experten zusam­
mentragen, Kriminalitätsschwerpunkte auflisten und 
Pläne für prävent ives Handeln entwerfen, 

• die Einrichtung bzw. den Ausbau von Beratungsstellen 
für Bürgerinnen und Bürger vor Ort, insbesondere auch 
für unsere Senioren; dies kann z. B. in gemeinsamen Bür­
gerbüros der Polizei und der Kommune oder durch die 
verstärkte Einrichtung von Kontaktbeamten geschehen, 

• den Ausbau der Videoüberwachung an örtlichen Krimi­
nalitätsschwerpunkten im Hinblick auf das erfolgreiche 
Pilotprojekt in Regensburg, 

• helle, freundliche und saubere Ortsbilder, denn Schmutz, 
Graffiti und schlecht beleuchtete Orte führen zu Unsi­
cherheitsgefühlen, 

• starke, gut ausgerüstete Feuerwehren in allen Gemein· 
den und einen flächendeckenden Schutz der Bürger bei 
Katastrophen. 
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8. 

Unsere 
Grundsätze 

Unsere Ziele 

Unser Einsatz 
vor Ort 

----

Umwelt bewahren 
und gestalten. 

Die nachhaltige Entwicklung unseres Landes ist ein Leitbild 
unserer Politik. Wir sorgen dafür, dass die Menschen heute, 
aber auch unsere Kinder und Kindeskinder, Lebensqualität 
erfahren können. 
Nachhaltigkeit ist engstens mit dem Erhalt und Schutz der 
natürlichen Lebensgrundlagen verknüpft. Der Mensch ist 
als Teil der Schöpfung eingebunden in die Natur. 
Eine gesunde Natur bietet den Bürgern Raum für Freizei t 
und Erholung. 
Umwelt- und Naturschutz brauchen Akzeptanz und Konsens 
bei Bürgerinnen und Bürgern und die Einbindung breiter 
gesellschaftlicher Gruppen. 
Die CSU bekennt sich zur Kooperation im Sinne effektiven 
Umwelt- und Naturschutzes in sinnvoller Abwägung zwi­
schen den Entwicklungsmöglichkeiten für den Menschen 
und den berechtigten Schutzbedürfnissen der Natur. 

Wir setzen uns dafür ein, 

- den Natur- und Artenschutz als zentrale Aufgabe zu 
begreifen, 

- die Wasservorräte zu schonen, 

- den Hochwasserschutz zu erweitern, 

- den Lebensraum Boden zu schützen, und 

- unnötigen Lärm möglichst schon im Rahmen der Vor· 
sorge zu vermeiden. 

In den Kommunen tragen wir Verantwortung für die Gestal­
tung unseres Lebensumfeldes und einer lebenswerten 
Umwelt. Unser Ziel ist eine Naturschutzpolitik mit Augen­
maß und im Miteinander mit den gesellschaftlichen Grup­
pen und den Bürgerinnen und Bürgern der Gemeinden. 

Konkret treten wir ein für: 

• umweltfreundliche Gemeinden, auch als attraktive 
Standorte für innovative Techniken im Bereich der 
umweltfreundlichen Energieerzeugung, z. B aus Biomas­
se, Solar- und Windkraft, 

• die Berücksichtigung von Umweltbelangen bei der Bau­
leitplanung und der Siedlungsstruktur, bei der ~rkehrs· 
erschließung und bei der Gestaltung der öffentlichen Flä­
chen. Umwelt- und Naturschutz müssen bei der Planung 
beginnen, 

• den Einsatz umweltfreundlicher Energietechniken für 
Energieeinsparung und Klimaschutz, auch durch Förde­
rung regenerat iver Energiequellen, 

• eine Intensivierung des Prozesses der „Agenda 21" als 
Dialogprozess zwischen Bürgerinnen und Bürgern, ört­
lichen Organisationen, der Privatwirtschaft und Entschei­
dungsträgern der Kommunen in Bereichen wie Energie, 
Klimaschutz, Erhalt der biologischen Vielfalt, Lärmschutz 
und Bauen, 

• für eine Abfallentsorgung, die auf Abfallvermeidung und 
einer umweltverträglichen Abfallverwertung basiert. 
Eine möglichst bürgernahe und umweltfreundliche 
Abfallentsorgung durch die Errichtung ortsnaher Wert· 
stoffhöfe soll erhalten bleiben, 

• den Schutz der Menschen vor Elektrosmog, insbesonde­
re Festlegung von Vorsorgewerten auf der Grundlage 
gesicherter wissenschaftlicher Forschungen sowie recht­
zeitige Einbeziehung der Kommunen bei Standortent­
scheidungen, z.B. für Mobilfunk-Sendeanlagen. 
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Unsere 
Grundsätze 

Unsere Ziele 

-

„soziale Gemeinde" fördern -
Kompetenz unserer 
Senioren einbinden. 

Das Leitbild unserer Sozialpolitik orientiert sich am selbst­
verantwortlichen Bürger: Hilfe zur Selbsthilfe hat für die 
CSU daher unbedingten Vorrang. 
Solidarisch ist die CSU denjenigen verbunden, die sich nicht 
(mehr) selbst helfen können: Den Schwachen, den Behin· 
derten, den Pflegebedürftigen. 
Unser Respekt gilt der Lebensleistung unserer Senioren, 
deren Kompetenz, Lebens· und Berufserfahrung wir für alle 
Formen bürgerschaftlichen und gemeindlichen Engage· 
ments gewinnen wollen. 

Wir setzen uns daher dafür ein, 

- den wirklichen Bedürftigen in unserer Gesellschaft, ins­
besondere auch Alleinerziehenden mit Kindern, den pfle­
gebedürftigen Menschen und Behinderten, wirksam und 
bestmöglich zu helfen, 

umgekehrt aber auch Sozialmissbrauch wirksam zu be­
kämpfen und, 

von demjenigen Sozialhilfeempfänger; der arbeitsfähig 
ist, im Rahmen der gemeinnützigen Arbeit einen Beitrag 
zu fordern, um sich die Unterstützung durch die Kommu· 
nen zu verdienen, 

die Solidarität der Generationen zu stärken, insbesonde· 
re auch unsere älteren Mitbürgerinnen und Mitbürger in 
alle Möglichkeiten gesellschaftlichen Wirkens einzubin· 
den und voll in das Gemeindeleben zu integrieren, 

die wohnortnahe medizinische und pflegerische Versor· 
gung von kranken oder pflegebedürftigen Menschen 
sicherzustellen. Eine Zwei-Klassen-Medizin als Folge der 
verfehlten rot-grünen Gesundheitspolitik lehnen wir ab. 
Wir wollen jedermann unabhängig von seinem Alter und 
seinen finanziellen Möglichkeiten einen möglichst 
wohnortnahen Zugang zur Spitzenmedizin erhalten. 

Konkret treten wir ein für: 

• die individuelle Begleitung und die Vermittlung von Sozi­
alhilfeempfängern Jn den Arbeitsmarkt bzw. berufliche 
Qualifikation durch beispielhafte kommunale Projekte, 
wie z.B .• Hilfe zur Arbeit", .Bürgerarbeit", f; , 

• eine verstärkte Zusammenarbeit von Arbeitsämtern 
und Sozialhilfeträgern mit dem Ziel einer Harmonisie· 
rung der Hilfs· und Vermittlungsangebote, aber auch der 
Durchsetzung einer gebotenen Arbeitsaufnahme, 

• die Einbindung und Ansprache von Senioren, z.B. durch 
Informationen über Möglichkeiten bürgerschaftlichen 
Engagements, sog. Senioren· oder .City-Treffs", Schaf­
fung von Freizeitangeboten usw., 

• die möglichst ortsnahe Versorgung von kranken und 
pflegebedürftigen Menschen z.B. in wohnhortnaher 
Pflege durch Pflegeheime sowie Tagespflegeeinrichtun­
gen und ein dichtes Netz an ambulanten Diensten, 

• insbesondere auch für wohnortnahe Krankenhäuser, 
wobei alle Möglichkeiten zur Erhöhung des medizini· 
sehen Standards und der Wirtschaftlichkeit zu nutzen 
sind, z.B. durch privatwirtschaftliche Steuerungsmodelle, 
aber auch durch eine großräumige Zusammenarbeit 
mehrerer Kliniken sowie durch ein gewisses Maß an Spe· 
zialisierung, 

• die Unterstützung der zahlreichen freien Wohlfahrtsver­
bände, der freien Träger und der Kirchen bei ihren wich· 
tigen Aufgaben im Bereich der Jugendhilfe und Sozialar­
beit. 

Unser Einsatz 
vor Ort 
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10. 

Unsere 
Grundsätze 

Unsere Ziele 

~----------

Lebensraum in Stadt 
und Land gestalten -
Wohnraum schaffen. 

Leitbild der CSU war und ist es, gleichwertige Lebens- und 
Arbeitsbedingungen in ganz Bayern zu gewährleisten. 
Unsere Politik fördert daher im besonderen Maße das Mit­
einander von Stadt und Land als gewachsene Lebens- und 
Wirtschaftsräume, die in ihrem Gesamtbild auch die einzig­
artige Kulturlandschaft Bayerns ausmachen. 
Auf allen Ebenen sind für den Wohnungsbau w ieder günsti· 
ge Rahmenbedingungen zu schaffen, damit insbesondere 
auch die jungen Familien möglichst „ein eigenes Dach über 
dem Kopf haben". 

Oie CSU steht für: 

- hohe Baukultur in Stadt und land, 

- innovat iven Wohnungsbau, 

- lebendige, attraktive Innenstädte und Dorfkerne, insbe-
sondere auch als Leitbilder von Städteplanung und Dorf­
erneuerung, 

- die Beruhigung von Wohngebieten durch die Entlastung 
von unnöt igem Verkehr, 

- die Vereinfachung des Baurechts, 

- hohe Priorität für die Wohnungsbaupolitik. Die Bundes-
regierung ist aufgerufen, diesem Beispiel zu folgen und 
ihre für den Wohnungsbau schädlichen und kontrapro· 
duktiven Gesetzesänderungen rasch zurückzunehmen, 

- die Förderung des sozialen Wohnungsbaus; Ghettobil­
dungen sollen dabei verhindert, Familien und Einkom­
mensschwache besonders unterstützt werden, 

- im Mietrecht für einen gerechten Ausgleich der Interes­
sen von Mietern und Vermietern. 

Für die Zukunft hält es die CSU für besonders wichtig, vor Ort 

• alle Möglichkeiten eines Flächen und Kosten sparenden 
Bauens mit Vorbildwirkung für alle Beteiligten auszu­
schöpfen, 

• neue Wohnformen zu schaffen, insbesondere ~uch für 
ältere Menschen und Menschen mit Behinderungen, 

• den ökologischen Wohnungsneubau bzw. Modernisie­
rung zu fördern und damit auch zur Energieeinsparung 
und zur Minderung des Schadstoffausstoßes beizutra­
gen, 

• sinnvolle Nutzungen für ehemalige Liegenschaften von 
Militär, Bahn und Industrie zu entwickeln, 

• für die w irtschaftliche Belebung historischer Orte zu sor· 
gen, 

• Belastungen und Benachteiligungen in einzelnen Wohn­
quartieren durch gezielte Maßnahmen im Programm 
,,Soziale Stadt" entgegenzuwirken, 

• die Wohneigentumsquote durch entsprechende Anreize 
für Bauwillige zu erhöhen, 

• und dabei insbesondere auch für eine praktikable Einbe· 
ziehung der Wohnimmobilie in das Altersvermögensge· 
setz Sorge zu tragen. 

Unser Einsatz 
vor Ort 
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11. 

Unsere 
Grundsätze 

Unsere Ziele 

Verbraucherschutz 
weiter stärken -
gesunde Ernährung 
für alle sicherstellen. 

Die CSU hat dem Verbraucherschutz einen besonderen Stel· 
lenwert in ihrer Politik eingeräumt. Die bayerische Staatsre· 
gierung hat daher auch vor dem Hintergrund von BSE und 
MKS auf die erheblich gestiegenen Erwartungen der Verbrau· 
eher an einen wirksamen Verbraucherschutz schnell und an· 
gemessen reagiert. Sie nimmt mittlerweile anerkannterma· 
ßen bundesweit eine Vorreiterrolle ein. Gemeinsam mit den 
Landwirten und im engen Schulterschluss mit dem Lebens­
mittelhandel und der Ernährungswirtschaft wurden die erfor· 
derlichen Maßnahmen getroffen, um die Sicherheit unserer 
Lebensmittel zu gewährleisten und das Vertrauen der Ver· 
braucher in gesunde Lebensmittel wieder zu gewinnen. 
Wichtig ist für uns Qualität für alle. 

Wir wollen sichere Lebensmittel auch durch eine gesunde 
Landwirtschaft. Unsere Landwirte sind - gerade was BSE 
betrifft - ebenso wie die Verbraucher die Opfer und nicht die 
Tciter. Gesunde Lebensmittel gibt es nicht ohne unsere leis· 
tungsfähige und verantwortungsbewusste Landwirtscha~ 

Deshalb unterstützen wir 

- den Aufbau von neuen Qualitätssicherungssystemen, 

- eine Ausweitung der BSE-Forschung, um die Ursachen 
und zusammenhänge zu verstehen und daraus die not­
wendigen Konsequenzen ziehen zu können, 

- Umstellungsmaßnahmen in der Landwirtschaft zur Ver­
besserung der Lebens· und Aufzuchtsbedingungen für 
alle Tiere, 

- den Öko-Landbau als eine sinnvolle Ergänzung des un­
verzicht baren konventionellen Anbaus. 

Für alle diese Maßnahmen stehen im Rahmen der Verbrau· 
cherinitiat ive 2001/2002 ausreichend Mittel zur Verfügung. 

Wir wollen Verbraucher-Souveränität durch Transparenz und 
Informat ion. Eine w ichtige Rolle spielt dabei d ie sachkundi· 
ge Verbraucherschutzinformation der Bürgerinnen tlnd Bür· 
ger vor Ort, die durch Kompetenzzentren in den Landrats­
ämtern, aber auch durch kompetente Ansprechpartner in 
den Gemeinden gewährleistet werden soll. 

Konkret treten wir daher ein für: 

• umfassende Beratungsangebote für Verbraucherinnen 
und Verbraucher vor Ort, auch zu Fragen einer gesunden, 
ausgewogenen Ernährung und Lebensweise, 

• #runde Tische" vor Ort, in denen wichtige Fragen des 
Verbraucherschutzes vom Produzenten bis zum Verbrau· 
eher behandelt werden, 

• die Stärkung bäuerlicher, regionaler Produktions- und 
Vermarkt ungskonzepte nach dem Motto "Aus der Region 
für die Region'; 

• den Dialog mit den Bürgern nach dem Motto #Mit den 
Verbrauchern für die Verbraucher'; z. B. Durchführung von 
Bürgergutachten zum Verbraucherschutz, 

• eine effiziente Ernährungsberatung vor Ort, die über sog. 
Multiplikatoren Informationen und Hilfestellung für eine 
gesunde Ernährung zum Bürger bringt, 

• die Veranstaltung von Ernährungs- und Verbraucherta­
gen in allen Regierungsbezirken. 

Unser Einsatz 
vor Ort 
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12. 

Unsere 
Grundsätze 

Unsere Ziele 

---·--

Verkehr auf Schiene und 
Straße aufrechterhalten 
und verbessern. 

Gleichwertige Lebensbedingungen in ganz Bayern sind 
ohne Mobilität und Verkehr nicht möglich. Bis zum Jahr 2015 
wächst die Verkehrsleistung in Deutschland beim Personen­
verkehr um 20% und beim Güterverkehr um 64%. Ohne er­
hebliche Verstärkung der Investitionen in die Verkehrsinfra­
struktur droht unserem Land der Verkehrskollaps mit ent­
sprechenden Auswirkungen auf die Standortqualität. 
Wir brauchen deshalb eine leistungsfähige Verkehrsinfra­
struktur, die die Bedürfnisse von Mensch und Umwelt 
g leichermaßen berücksichtigt. Wir wenden uns gegen d ie 
Schikanierung des Individualverkehrs. 

Die rot-grüne Bundesregierung hat bisher keine schlüssigen 
Konzepte vorgelegt, wie sie den von ihr verursachten Finan­
zierungsstau bei der Verkehrsinfrastruktur wieder auflösen 
w ill. Durch mehrere kurzfristige Programme versucht sie, 
öffentlichkeitswirksam die ärgsten Löcher zu stopfen, ohne 
echte Planungsperspektiven aufzuzeigen. 
Gleichzeitig werden Bürger und Wirtschaft durch Ökosteuer 
und LKW-Maut immer stärker belastet. 

Wir setzen uns daher dafür ein: 

- die erforderlichen Mittel für den Erhalt und den notwen­
digen Ausbau des Bundesfemstraßennetzes bereitzu­
stellen, 

- die Einnahmen aus der LKW-Autobahnmaut ab dem Jahr 
2003 zweckgebunden für den Ausbau der Verkehrsinfra­
struktur zu verwenden, 

- Individual- und Schienenverkehr zur Vermeidung unnöti­
gen Verkehrs optimal zu verzahnen, 

- insbesondere in Ballungsräumen den öffentlichen Perso­
nennahverkehr verstärkt zu fördern und ein Umsteigen 
vom Auto auf die Schiene zu ermöglichen. 

Eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur liegt auch im 
unmittelbaren Interesse unserer Kommunen. Deshalb ist 
die Förderung des ls_ommunalen Straßenbaus sowie des 
öffent lichen Personennahverkehrs ein wichtiges Anliegen 
der CSU. ~-

Konkret treten wir ein für: 

• die nachhaltige und konzept ionelle Sicherung des Fern­
straßenbaus, insbesondere die konsequente Fortset­
zung des Baus von Ortsumgehungen, 

• den Erhalt und notwendigen Ausbau des kommunalen 
Straßennetzes, 

• die Schaffung innerörtlicher Verkehrsleitsysteme und 
kommunaler Verkehrskonzepte, 

• den Ausbau des öffentlichen Personennahverkehrs, 

• den weiteren Ausbau von Geh- und Radwegen, auch um 
die Sicherheit von Kindern und jugendlichen, z.B. auf 
dem Schulweg, sowie von Senioren zu erhöhen, 

• die Erhaltung der Anbindung auch des ländlichen Raums 
an den Schienenverkehr. Streckenstilllegungen der Bahn 
dürfen nicht nur nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
erfolgen. 

Unser Einsatz 
vor Ort 
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13. 

Unsere 
Grundsätze 

- - - -----·----
-------------

---

Kommunale Selbstverwal· 
tung weiter ausbauen 
kommunale Finanzen 
stärken. 

Die Prinzipien der Subsidiarität und der kommunalen Selbst­
verwaltung sind Leitlinien der Politik der CSU. 
In der bayerischen Landespolitik werden diese Grundsätze 
seit jeher in die Tat umgesetzt und weiter vorangebracht, 
zuletzt etwa durch die Umwandlung der Rechtsaufsicht in 
eine Ermessensaufsicht oder d ie Modernisierung des kom­
munalen Unternehmensrechts mit bundesweiter Vorbild­
wirkung. 
Auch in einem größer werdenden Europa kommt der Ver­
wirklichung dieser Grundsätze herausragende und beispiel­
hafte Bedeutung zu, verkörpern unsere Kommunen doch 
Traditionsbewusstsein und Vielfalt, Bürgernähe und Trans­
parenz. 

Die kommunale Finanzkraft wird seit Amtsantritt der rot­
grünen Bundesregierung systematisch ausgehöhlt: 

- Rot-Grün hat immer neue soziale Aufgaben auf die Kom­
munen verschoben, ohne die Finanzierung zu ermög­
lichen, wie z.B. im Zusammenhang mit der Rentenreform 
(allein bis zum Jahr 2008 ca. 15,5 Mrd. DM). 

- Rot-Grün will auch im Zusammenhang mit der Neurege­
lung des Zuwanderungsrechts die Kommunen in unver­
hältnismäßiger Weise auf den Kosten sitzen lassen. 

- Rot-Grün schöpft immer größere Beträge des Gewer­
besteueraufkommens ab und schmälert durch seine 
Steuergesetzgebung die Basis der Gewerbesteuerein­
nahmen - als eine der wichtigsten originären Einnahme­
quellen der Kommunen. 

Dies spricht der Ankündigung in der rot-grünen Koalitions­
vereinbarung, die " Finanzkraft der Kommunen zu stärken", 
Hohn. 

Wir setzen uns dahe,.. dafür ein, dass 

- das kommunale Selbstverwaltungsrecht im EU-Vertrags-
werk verankert w ird, V · 

- in Umsetzung der Grundsätze der kommunalen Selbst­
verwaltung und der Subsidiarität auf allen politischen 
Ebenen im Zweifel eine Zuständigkeitsvermutung zu­
gunsten der kleinsten Einheit - d. h. im Verwaltungsbe­
reich zugunsten der Kommunen - gilt, 

- dabei insbesondere die kommunale Daseinsvorsorge so­
weit möglich in der Regie der kommunalen Selbstver­
waltung belassen wird, 

- die solide Rnanzausstattung der bayerischen Kommu­
nen, insbesondere deren bundesweit vorbildhafte Inves­
titionskraft, erhalten und weiter gestärkt wird. 

Von einer starken kommunalen Selbstverwaltung profitie­
ren in besonderem Maße unsere Bürgerinnen und Bürger. 

Konkret setzen wir uns daher dafür ein, 

• die Leistungen der kommunalen Daseinsvorsorge künf· 
tig noch effizienter und kundenfreundlicher zu gestal­
ten, insbesondere alle Potenziale zur Steigerung der 
Wirtschaftlichkeit der kommunalen Einrichtungen - auch 
durch Kooperationsmodelle mit Privaten, allerdings 
immer unter der Regie der Kommune - zu nutzen, 

• insbesondere die Letzt-Verantwortung für Qualität und 
Hygiene des Trinkwassers bei den Kommunen zu belas­
sen. Wasser ist kein Wirtschaftsgut, sondern ein Nah­
rungsmittel. Eine Aufgabenprivatisierung lehnen wir 
daher ab. 

Diese kommunalpolitischen Leitlinien wurden vom Parteivorstand 
am 19. November 2001 in München verabschiedet. 

l ~ r--------
l 

Unsere Ziele 

Unser Einsatz 
vor Ort 
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